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Geſetz- Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 57. 


(Fr. 7496.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der 
2 Stadt Staßfurth zum Betrage von 100,000 Thalern. Vom 6. Auguſt 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Staßfurth in Uebereinſtimmung mit 
der Stadtverordneten⸗Verſammlung darauf ang etragen hat, der Stadt zur Be⸗ 
ſtreitung außerordentlicher ſtädtiſcher Bedürfniſße die Aufnahme eines Darlehns 
von 100,000, Thalern durch Emiſſion von Stadt⸗ Obligationen zu geſtatten, 
ertheilen Wir der Stadt Staßfurth in Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. (Geſetz⸗Samml. S. 75.) durch gegenwärtiges Privilegium zur 
Ausgabe von 100,000 Thalern auf jeden Inhaber lautender, mit Zinskupons 
verſehener Stadt⸗ Obligationen, welche nach dem anliegenden Schema in 760 
nie gen Rthlr., 500 Athlr., 200 Rthlr., 100 Rthlr., 50 Rthlr., 
25 Athlr. auszufertigen, mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen und, von Seiten 
der Gläubiger unkündbar, nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplane durch Ausloo⸗ 
ſung oder Ankauf innerhalb längſtens einunddreißig Jahren vom Jahre 1869. 
ab zu amortiſtren find, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche 
Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung Seitens des Staats zu bewilligen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 6. Auguſt 1869. 
8 (J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Hang 1869. (Nr. 7496.) 136 Sche⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 17. September 1869. 
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Schema fuͤr die Obligationen. 


Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 
(Stadtwappen.) 


Obligation 
der Stadt Staßfurth 
über Thaler Preußiſch Kurant 


Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom ten 
Geſetz-Sammlung von 186. Seite 


Wir Magiſtrat der Stadt Staßfurth urkunden und bekennen hierdurch, 
daß der Inhaber dieſer Obligation die Summe von Thalern Kurant, 
deren Empfang wir beſcheinigen, als einen Theil der auf Grund des Aller⸗ 
höchſten Privilegiums vom e aufgenommenen Anleihe von 
100,000 Thalern von der Stadt Staßfurth zu fordern hat. Die auf fünf Pro⸗ 
zent jährlich feſtgeſetzten Zinſen ſind am 1. Juli und 2. Januar jeden Jahres 
fällig, werden aber nur gegen Rückgabe der ausgefertigten halbjährlichen Zins⸗ 
kupons gezahlt. 

Der umſtehend abgedruckte Plan enthält die näheren Bedin ungen. Das 
Anleihekapital wird binnen längſtens einunddreißig Jahren amortiſirt. 


Staßfurt) den 8 18. 
Der Magiſtrat. 
(Unterſchrift des Dirigenten und zweier Magiſtratsmitglieder.) 
Eingetragen in die Kaſſenkontrole Fol. ..... 


9 
| 


Ausgefertigt: 
N. N. 


Kämmerei ⸗Kaſſenrendant. 


Beigefügt ſind die Kupons Serie 1. Nr. 1. bis 10. nebſt Talon. 


Plan 
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Pa n 


zu ö 2 
einer von der Stadt Staßfurth zur Beſtreitung außergewoͤhnlicher 
ſtäͤdtiſcher Ausgaben und Beduͤrfniſſe aufzunehmenden Anleihe von 

100,000 Thalern, buchſtäblich: Einhundert Tauſend Thalern. 


1) Von dem Magiſtrate und der Stadtverordneten⸗Verſammlung der Stadt 
Staßfurth iſt beſchloſſen worden, zur theilweiſen Herrichtung einer Waſſer⸗ 
leitung, eines Krankenhauſes, Armenhauſes und Schulhauſes, zur 
Pflaſterung der noch nicht gepflaſterten Stadttheile, zur Umzäunung 
eines neuen Gottesackers innerhalb des Parochialbezirks der St. Johan⸗ 
niskirche, zur Einrichtung von one ef enen, zur Beſchaffung eines 
von der Stadtgemeinde als Patron der Kirche St. Johannis aufzu⸗ 
bringenden Beitrages zu dem Reparatur- und Reſtaurationsbau der St. 
Johanniskirche, zur Berichtigung der von der St. Petrikirchen⸗Gemeinde 
bei Umzäunung des der Kirche gehörigen Gottesackers zu leiſtenden und 
in Geld umzuwandelnden Hand⸗ und Spanndienſte, zur Abſtoßung und 
Regulirung älterer Schulden, ſowie zur Melioration der Stadt, eine 
Anleihe von 100,000 Thalern, buchſtäblich: Einhundert Tauſend Tha⸗ 
lern, durch Ausgabe von Stadt⸗ Obligationen, welche eine Zahlungs⸗ 
verpflichtung auf jeden Inhaber enthalten, aufzunehmen. 

2) Dieſe Obligationen werden in Apoints zu 1000 Rthlr., 500 Rthlr., 
200 Athlr., 100 Rthlr., 50 Rthlr. und 25 Rthlr. ausgegeben, und zwar: 

) 20 Stück Liter. A von Nr. I. bis 20. à 1000 Rthle. = 20,000 Kthlr., 
b) 40 Stück Liter B. von Nr. 21. bis 60. 4 500 Rthlr. — 20,000 Rthlr. 
c) 100 Stück Littr. C. von Nr. 61. bis 160.4 200 Rthlr. S 20,000 Rthlr. 
d) 300 Stück Littr. D. von Nr. 161. bis inkl. 460 à 100 Rthlr. — 30,000 Rthlr., 
e) 100 Stück Littr. E. von Nr. 461. bis inkl. 560 A 50 Rthlr. = 5,000 Rthlr., 
) 200 Stück Littr. F. von Nr. 561. bis inkl. 760 à 25 Rthlr. = 5,000 Rthlr., 

Summa = 100,000 Rthlr. 

3) Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 100,000 Thalern geſchieht aus 
einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von jährlich 13 Pro⸗ 
zent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den gelilgten Schuld⸗ 
verſchreibungen, und zwar vermittelſt Auslooſung oder freien Ankaufs 
binnen ſpäteſtens einunddreißig Jahren, vom Tage der Emiſſion der 
Obligationen ab, nach Maaßgabe des aufgeſtellten Tilgungsplanes. 

4) Vom Tage der Emiſſion der Obligationen ab werden dieſelben in halb⸗ 
jährlichen Terminen, alſo zuerſt am 1. Juli 1870. und demnächſt am 

(Nr. 7496) 136* 2. Ja⸗ 
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2. Januar und 1. Juli der darauf folgenden Jahre, mit 5 Prozent 
verzinſt. 

5) Jeder Obligation werden 10 Zinskupons für die Zeit vom 1. Januar 

1870. bis dahin 1875. und ein Talon beigegeben. Die ferneren Zins⸗ 

kupons werden für fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie, welche zuvor bekannt ge⸗ 

macht werden muß, erfolgt bei der Stadtkaſſe zu Staßfurth gegen Ab⸗ 

lieferung des der alten Zinskupons⸗Serie beigedruckten Talons. Beim 

Verluſte der Talons erfolgt die Aushändigung der neuen Zinskupons 

an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung recht- 

zeitig geſchehen iſt. 

7) Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
abe der auszugebenden Zinskupons, beziehungsweiſe der Schuldverſchrei⸗ 
ungen, bei der Stadtkaſſe in Staßfurth in der nach dem Eintritt des 

Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

8) Mit der zur Empfangnahme des Kapitals zu präſentirenden Schuldver⸗ 
ſchreibung ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fällig⸗ 
keitstermine zurückzuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der 

Betrag vom Kapitale gekürzt. . 

9) Die ausgelooſten beziehungsweiſe gekündigten Kapitalbeträge, welche 
innerhalb 30 Jahren nach dem Rückzahlungstermine nicht erhoben wer⸗ 
den, ſowie die innerhalb der nächſten vier Jahre nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in welchem ſie fällig geworden ſind, nicht erhobenen 
Zinſen verjähren zu Gunſten der Stadtgemeinde Staßfurth. Wenn die 
zu tilgenden Obligationen ſtatt der Auslooſung aus freier Hand erworben 
werden, ſo ſollen die auf dieſem Wege getilgten Nummern jedesmal 
bekannt gemacht werden. 

10) Die getilgten Obligationen werden in Gegenwart des Magiſtrats ver⸗ 

nichtet, darüber, daß ſolches geſchehen, wird von demſelben eine Be- 
ſcheinigung ausgeſtellt und dieſe zu den Akten gebracht. 5 


— 


6 


11) Die Stadtgemeinde Staßfurth behält ſich das Recht vor, den Tilgungs⸗ 


fonds durch un Auslooſung zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Den Gläubigern ſteht 
kein Kündigungsrecht zu. 

12) Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Obligationen werden unter Be⸗ 
zeichnung ihrer Littr. und Nummer, ſowie des Betrages, über welchen 


ſie lauten, und des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, 


drei Monate vor dem Zahlungstermine öffentlich bekannt gemacht. Mit 
Eintritt des letzteren hört die Verzinſung der ausgelooſten, ſowie der 
5 gekündigten Obligationen auf. 

13) In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen finden die 
Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. (Geſetz⸗Samml. 
S. 0 SS. 1. bis 12, mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen An⸗ 
wendung: : 


a) die 


A: 


PP ne ah 
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a) die in $. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß dem Magiſtrate gemacht 
werden, welchem alle diejenigen Geſchäfte und Befugniſſe zuſtehen, 
die nach jener Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen, gegen 
die Verfügung des Magiſtrats findet der Rekurs an die Königliche 
Regierung zu Magdeburg ftatt; 

b) das im F. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Königlichen Kreis: 
gericht zu Calbe a. d. S., 

e) die in den $$. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
erfolgen durch die in Nr. 14. angegebenen Blätter; 

d) an die Stelle der im $. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungstermine 
follen vier, und an die Stelle des im $. 8. erwähnten achten Zahlungs⸗ 
termins ſoll der fünfte treten. 

„Die Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden; 
jedoch ſoll demjenigen, welcher den Verlust von Zinskupons vor Ablauf 
der vierjährigen Verjährungsfriſt bei dem Magiſtrate anmeldet und den 
ſtattgehabten Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Obligation 
oder ſonſt glaubhaft darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Be⸗ 
trag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons 
gegen Quittung ausgezahlt werden. 5 

14) Alle Bekanntmachungen erfolgen durch den Staatsanzeiger, das Amts⸗ 
blatt der Königlichen Regierung zu Magdeburg und die Magdeburger 
Zeitung, Falls eins dieſer Blätter eingehen ſollte, wird von dem Ma⸗ 
giſtrate mit Zuſtimmung der Königlichen Regierung ein entſprechendes 
anderes Blatt gewählt werden. a 

15) Die Ausloofung der Obligationen erfolgt alljährlich im Monat Juli in 
öffentlicher Sitzung der Stadtverordneten⸗Verſammlung. 

16) Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadt Staßfurth mit ihrer Steuerkraft und ihrem Vermögen. 


Staßfurth, den 5. April 1869, 


Der Magiſtrat. 
(Unterſchriften.) 


(Nr. 7496.) Sche⸗ 
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Schema zu den Zinskupons. 
Provinz Sachſen, Kegierungsbezirk Magdeburg. 


Benie insse 
Zinskupon M..... 
, hes? Zinſen 
zu der 
Obligation der Stadt Staßfurth 
f Le 
Inhaber dieſes Kupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am = Jul 3 
die halbjährlichen Zinſen der Stadt-Obligation Littr. ..... EM 
e ſchreibe ..... ...... aus der hieſigen Kämmereikaſſe. 
Staßfurth, den en 18 N 


Der Magiſtrat. 


Dieſer Zinskupon wird ungültig, wenn 
deſſen Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit 
abgehoben wird. 

Anmerkung. Die Namensunterſchriften des Magiſtratsdirigenten und der 
Magiſtratsmitglieder können mit Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden; 
doch muß jeder Zinskupon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift eines Kontrol⸗ 
beamten, verfehen werden. 


Schema zu den Talons. 
Provinz Sachſen, Regierungsbezirk Magdeburg. 


Eaton 


zu der 
Obligation der Stadt Staßfurth 
Litir. r. en 
uber nn Thaler zu fünf Prozent verzinslich. 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der vorbezeich⸗ 
neten Obligation die te Serie Zinskupons für die Jahre 18.. bis 18.. bei der 
hieſigen Kämmereikaſſe, ſofern nicht von dem Inhaber der Obligation gegen dieſe 
Aushändigung proteſtirt worden iſt. 

fürth den 18 ö 

Der Magiſtrat. 
Anmerkung. Die Namensunterſchriften des Magiſtratsdirigenten und der 
Magiſtratsmitglieder können mit Lettern oder u en werden; 


doch muß jeder Talon mit der eigenhändigen Namensunterſchrift eines Kontrol- 
beamten verſehen werden. 


(Nr. 7497.) 


SER A ß. 


ee ee 
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(Nr. 7497.) Allerhöchſter Erlaß vom 9. Auguſt 1869., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte an den Kreis Lötzen, Regierungsbezirks Gumbinnen, für 
den Bau und die Unterhaltung der Lötzener Kreis-Chauſſee von der Kreig- 
ſtadt Lötzen über Spiergſten bis zur Angerburger Kreisgrenze in der 
Richtung auf Angerburg. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Chauſſee 
von der Kreisſtadt Lötzen, Regierungsbezirks Gumbinnen, über Spiergſten bis 
zur Angerburger Kreisgrenze in der Richtung auf Angerburg genehmigt habe, 
verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Lötzen das Expropriationsrecht für die zu 
dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau⸗ und Anterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf diefe Straße. Zugleich will 
Ich dem Kreiſe Lötzen gegen Uebernahme der künftigen chauffeemäßigen Unterhaltung 
der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den den 
des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich 
der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſon⸗ 
ſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen 
auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. 
Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten 
Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung kommen. = 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. | 


Bad Ems, den 9. Auguft 1869. 
Wilhelm. 


Für den Finanzminiſter: 


Gr. zu Eulenburg. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten 


(Nr, 74977498.) (Nr. 7498.) 
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(Nr, 7498.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Lötzener Kreiſes im Betrage von 23,000 Thalern, III. Emiſſion. Vom 
9. Auguſt 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


Nachdem von den Kreisſtänden des Lötzener Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 1. Mai 1869. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom Kreiſe unter⸗ 
nommenen Chauſſeebauten, außer den durch die Privilegien vom 24. Oktober 
1864. (Geſetz»Samml. für 1864. S. 666.) und vom 5. November 1866. (Geſetz⸗ 
Samml. für 1866. S. 759.) zu Eiſenbahn⸗ und Chauſſeebauzwecken gemachten 
Anleihen von 40,000 Thalern und 95,000 Thalern noch ne Geld⸗ 
mittel im Wege einer ferneren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag 
der gedachten Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit 
Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem 
angenommenen Betrage von 23,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hier⸗ 
gegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern 

de hat, in Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur 
usſtellung von Obligationen zum Betrage von 23,000 Thalern, in Buchſtaben: 
drei und zwanzig Tauſend Thalern, welche in folgenden Apointss f 
5 22,800 Thaler à 400 Thaler, f 
200 = 2200 > 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
„ Folgeordnung jährlich vom Jahre 1871. ab mit wenigſtens jährlich Einem 
Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuld⸗ 
verſchreibungen, zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landes⸗ 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In⸗ 
haber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung 
des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 
Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruckten 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 9. Auguſt 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


\ 


| Pro⸗ 
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Provinz Preußen, Kegierungsbezirk Gumbinnen. 


Obligation 


des Loͤtzener Kreiſes 
III. Emiſſton 
itt 
1 TUE Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund des unterer genehmigten Kreistagsbeſchluſſes vom 
1. Mai 1869. wegen Aufnahme einer Schuld von 23,000 Thalern bekennt ſich 
die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Lötzener Kreiſes Namens des 
Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers unkünd⸗ 
bare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von Thalern Preußiſch 
Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Prozent jährlich 
zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 23,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1871. ab allmälig innerhalb eines Zeitraums von 37 Jahren aus einem 


zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Einem Prozent des 


geſammten Kapitals jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuld⸗ 
verſchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1871. ab in dem 
Monate Juni jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge⸗ 
kündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt vier, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 
Königlichen Regierung zu Gumbinnen und durch den Königlich Preußiſchen 
Staatsanzeiger. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, 
von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem 
verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 

ei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Lötzen, und zwar auch in der nach dem Eintrikt 
des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. N 
Jahrgang 1869, (Nr, 7498) 137 Mit 
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Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
gezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Th. J. 
Tit. 51. $. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Lötzen. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zehn halbjährige Zinskupons bis 
zum Schluffe des Jahres 18.. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 5 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Lötzen gegen Ablieferung des der älteren Buuskupons- Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 

l Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. f a 


Lötzen, den ten 18... 


Die ſtändiſche Kreiskommiſſion für die Chauſſeebauten im Lötzener 
Kreiſe. 


Pro⸗ 


r 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Zinskupon 

zu der 
Kreis⸗Obligation des Löͤtzener e 
III. Emiſſion 
E . 
I Dhaler zun Prozent Zinſen 
über 
RE Thaler ..... Silbergrofchen. 
Der ee dieſes sen empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 


Jet dom BRFE, Bis! u. ER vefp. vom ten 
„ bis ud ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis: 
Obligation für das Hera Von U mit 
(in Buchſtaben )) Shaleinn Silbergroſchen bei der Kreis⸗ Kommunal- 
kaſſe zu Lötzen. 
VVV 18% 
Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion für die Chauſſeebauten im Lößener 
Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
der Fälligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 
ee 
zur 
Kreis⸗Obligation des Loͤtzener Kreiſes 
III. Emiſſion. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli⸗ 
gation des Lötzener Kreiſes, III. Emiſſion, 
Li . über Thaler a fünf Prozent Zinſen 


die te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Lötzen nach Maaßgabe der diesfällſigen, in der Obligation ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen. 


Wötzen den 18. 
Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion fir die Chauſſeebauten im Loͤtzener 
f Kreiſe. 
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(Nr. 7499.) Allerhöchſter Erlaß vom 27. Auguſt 1869., betreffend die Gemeinde- Ordnung 
für die evangeliſchen Kirchengemeinden im Bezirk des Konſiſtoriums zu 
Wiesbaden. 


Auf Ihren Bericht vom 14. d. Mts. habe Ich der von dem Konſiſtorium zu 
Wiesbaden entworfenen, anbei zurückfolgenden kirchlichen Gemeinde-Ordnung 

5 für die evangeliſchen Gemeinden im Bezirk des genannten Konſiſtoriums Meine 
Genehmigung ertheilt. Es iſt Mein Wille, daß mit der Einführung der neuen 
Ordnung, durch welche in dem Bekenntnißſtand der Gemeinden und in ihrer 
Stellung zur Union nichts geändert wird, unverzüglich vorgegangen werde. Ich 
beauftrage Sie demgemäß, durch das Konſiſtorium zu Wiesbaden das diesfalls 
Erforderliche ungeſäumt zu bewirken. Sobald hiernach eine rechtlich geordnete 
Vertretung der Gemeinden hergeſtellt ſein wird, erwarte Ich fernere Vorſchläge 
wegen Einrichtung von Kreisſynoden und einer Bezirksſynode, um unter Mit 
wirkung derſelben die Gemeinde-Ordnung zu revidiren und die weitere kirchliche 
Verfaſſung feſtzuſtellen. Dieſer Mein Erlaß und die Verordnung vom heutigen 
Tage ſind durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 27. Auguſt 1869. 
Wilhelm. 


v. Mühler. 
An den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


(Nr. 7500.) Gemeinde-Ordnung für die evangeliſchen Kirchengemeinden im Bezirk des 
. Konſiſtoriums zu Wiesbaden. Vom 27. Auguſt 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛe. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten, für 
die evangeliſchen Kirchengemeinden im Bezirk des Konſiſtoriums zu Wiesbaden, 


was folgt: 
I. Von den Kirchengemeinden. 
9 
Der räumliche Umfang der Kirchengemeinde bildet das Kirchſpiel. 
2 


‚Der Wohnſitz in dem Kirchſpiel begründet für jeden Glaubensgenoſſen die 
Gemeindeangehörigkeit. 
„ 
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EN $ 3. 
Die Pflichten eines Gemeindeangehörigen find: 
1) die Gnadenmittel der Kirche in der Gemeinde fleißig zu gebrauchen, 
2) ein erbauliches Leben zu führen, 
3) ſich der beſtehenden Kirchenordnung zu unterwerfen, 
4) die für die kirchlichen Bedürfniſſe erforderlichen Beiträge zu leiſten. 
Dagegen hat jeder Gemeindeangehörige Antheil an allen kirchlichen Gnaden⸗ 
mitteln, Anſtalten und Gerechtſamen der Gemeinde, Anſpruch auf die Dienſte der 
Kirchenbeamten und, ſoweit ihm die geſetzlichen Bedingungen nicht fehlen, das 
en und die Wählbarkeit zu kirchlichen Aemtern nach Maaßgabe der Kirchen⸗ 
ordnung. 


II. Von den Kirchenvorſtaͤnden. 


f $. 4. 2 
Jede Kirchengemeinde wird in ihren Angelegenheiten durch einen Kirchen⸗ 
vorſtand vertreten, welcher aus ſämmtlichen im ordentlichen Pfarrdienſte angeſtell⸗ 
ten Geiſtlichen und den Kirchenvorſtehern beſteht. 5 
Umfaßt eine Pfarrgemeinde mehrere Kirchengemeinden, ſo treten für ge⸗ 


: meinſchaftliche Angelegenheiten die Kirchenvorſtände der einzelnen Kirchengemeinden 


am Pfarrorte zuſammen. 
§. 5. 

Den Vorſitz in dem Kirchenvorſtande führt der Pfarrer, unter mehreren 
Geiſtlichen der erſte, bei gleicher Berechtigung der älteſte. In dringenden Ver⸗ 
hinderungsfällen wird, wo kein anderer Pfarrer vorhanden ift, der Vorſitz von 
dem Dekan übernommen und kann von demſelben einem Kirchenvorſteher oder 
benachbarten Geiſtlichen übertragen werden. 

Ordinirte Hülfsgeiſtliche haben das Recht, den Sitzungen des Kirchen⸗ 
vorſtandes mit berathender Stimme beizuwohnen. 


F. 6. 

Die Zahl der Kirchenvorſteher richtet ſich nach der Größe und Zuſammen⸗ 
ſetzung der Kirchengemeinde. Sie wird ebenſo wie ihre Vertheilung auf die ein⸗ 
zelnen zur Gemeinde gehörigen Ortſchaften durch die Kreisſynode beſtimmt. 

Es ſollen nicht unter vier und in der Regel nicht über zwölf, immer 
aber eine gerade Zahl von Kirchenvorſtehern vorhanden ſein. 


SET; 

Die Kirchenvorſteher werden von dem Kirchenvorſtande in Gemeinfchaft. 
mit der größeren Gemeindevertretung auf ſechs Jahre gewählt. Alle drei Jahre 
ſcheidet die Hälfte aus und wird durch Neuwahl, welche auch auf die Aus⸗ 
ſcheidenden fallen kann, erſetzt. Scheidet ein Kirchenvorſteher vor Ablauf ſeiner 
Dienſtzeit aus, jo wird an deſſen Stelle durch den Kirchenvorſtand ein Subjtitut 

(Nr. 7500.) ge⸗ 
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gewählt, welcher bis zu der nächſten Verſammlung der größeren Gemeinde⸗ 
vertretung das Amt bekleidet. g 

Die Kirchenvorſteher bleiben, auch wenn ihre Amtszeit abgelaufen iſt, 
noch ſo lange im Amte, bis ihre Nachfolger eingeführt worden. 

98. i 

Ohne erhebliche Gründe, zu welchen ein Alter über 60 Jahre, notoriſche 
Kränklichkeit, ein Geſchäft, welches mit öfterer oder langer Abweſenheit von der 
Gemeinde nothwendig verbunden ift, die Führung zweier mit Vermögensverwal⸗ 
tung verbundener Vormundſchaften zu zählen ſind, dürfen die in den Kirchen⸗ 
vorſtand Gewählten ſich dem ihnen übertragenen Amte nicht entziehen. Bei einer 
unmittelbaren Wiederwahl in den Kirchenvorſtand kann aber der Wiedererwählte, 
auch ohne das Vorhandenſein ſolcher Entſchuldigungsgründe, die Annahme der 
Wahl ablehnen. 

Ueber die Erheblichkeit der vorgebrachten Entſchuldigungsgründe entſcheidet 
zunächſt der Kirchenvorſtand und auf dem Wege des Rekurſes, welcher jedoch 
innerhalb einer präkluſiviſchen Friſt von vierzehn Tagen, vom Tage der Mit⸗ 
theilung der Entſcheidung des Kirchenvorſtandes an gerechnet, eingelegt werden 
muß, der Vorſtand der Kreisſynode endgültig. 

Wer ohne erhebliche Gründe die Mehta des Kirchenvorſteheramtes 
ablehnt, oder das übernommene Amt vor Ablauf der Dienftzeit niederlegt, ver⸗ 
liert für die nächſten ſechs Jahre das Wahlrecht und die Wählbarkeit für jedes 
kirchliche Amt. 3 

§. 9. 


Zu Kirchenvorſtehern dürfen nur ſolche im F. 18. genannte Gemeinde⸗ 
mitglieder gewählt werden, welche das dreißigſte Lebensjahr zurückgelegt haben, 
einen unſträflichen Wandel führen, ein gutes Gerücht in der Gemeinde haben, 
ihre Liebe iu evangelifchen Kirche, namentlich auch durch Erziehung ihrer Kinder 
im evangeliſchen Bekenntniſſe, bethätigen und durch ihre Theilnahme am öffent⸗ 
lichen Gottesdienſte und an dem heiligen Abendmahle ihre kirchliche Geſinnung 
beweiſen. 

$. 10. 


Unmittelbar nach der Wahl ſind die Wahlakten dem Vorſtande der Kreis⸗ 
ſynode einzuſenden, welcher zu prüfen hat, ob in formeller Beziehung den Be⸗ 
ſtimmungen der Wahlordnung entſprechend verfahren worden iſt. Ergiebt dieſe 
Prüfung Anſtände, welche nach Anſicht des Vorſtandes der Kreisſynode die 
Gültigkeit des geſammten Wahlverfahrens oder einzelner Theile deſſelben in Frage 
ftellen, fo hat derſelbe hierüber die Entſcheidung des Konſiſtoriums einzuholen. 
Iſt das Wahlverfahren in formeller Hinſicht ohne Mangel, oder ſind ie vor⸗ 
gefundenen Anſtände beſeitigt worden, ſo werden die Name der gewählten 
Kirchenvorſteher an zwei aufeinander folgenden Sonntagen der Gemeinde von der 

Kanzel verkündigt. 
CElinſprüche gegen die Wahl können nur bis zur vollzogenen zweiten Ver⸗ 
n A bei dem Kirchenvorſtande eingelegt werden. Ueber dieſelben entſcheidet 
in erſter Inſtanz der Vorſtand der Kreisſynode und auf Rekurs, welcher jedoch 
nur 


| 
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nur innerhalb einer präkluſiviſchen Friſt von vierzehn Tagen, vom Tage der 
eh der erſten Entſcheidung an gerechnet, zuläſſig iſt, das Kon⸗ 
iſtorium. 

Sind Einſprüche innerhalb der beſtimmten Friſt nicht vorgebracht, oder 
die vorgebrachten endgültig verworfen, ſo werden die erwählten Kirchenvorſteher 
durch den Pfarrer vor der Gemeinde in ihr Amt eingeführt. 


Sl. 


Der Kirchenvorſtand verſammelt ſich auf ſchriftliche oder ortsübliche Ein- 
ladung des Vorſitzenden der Regel nach in jedem Monat einmal in einem an⸗ 


gemeſſenen Lokale der Kirchengemeinde. 


Der Vorſitzende eröffnet und ſchließt die Verhandlungen mit Gebet und 
hat darauf zu halten, daß Ordnung, Anſtand und Würde in der Verſammlung 
nicht verletzt werden. ee 

Bei Verhandlungen über einen Gegenftand, bei welchem ein Mitglied des 
Kirchenvorſtandes perſönlich betheiligt ift, darf daſſelbe nur auf ausdrücklichen 


Wunſch des Kollegiums anweſend ſein. 


Zur Faſſung eines Beſchluſſes müſſen zwei Drittheile der Mitglieder Theil 
nehmen. Iſt der Gegenſtand der Verhandlung bei der Einladung angegeben 
worden, ſo genügt zur Beſchlußfähigkeit die Anweſenheit der abſoluten Mehrheit 
der Mitglieder. Die Entſcheidung erfolgt nach Stimmenmehrheit; bei Gleichheit 


der Stimmen giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


Ueber die Verhandlungen wird ein Protokoll geführt, welches in das 
Protokollbuch eingetragen, vorgeleſen und von den Anweſenden unterſchrieben wird. 
Außer den regelmäßigen Sitzungen kann der Vorſitzende nach Bedürfniß 


auch außerordentliche Verſammlungen berufen und er iſt dazu verpflichtet, wenn 


wenigſtens die Hälfte der Mitglieder unter Angabe des Zwecks es verlangt. 


$. 12. 

Zu dem Geſchäftskreis des Kirchenvorſtandes gehört im Einzelnen: 

1) die Handhabung der kirchlichen Ordnung in der Gemeinde innerhalb der 
geſetzlichen Grenzen, 

2) die Sorge für eine chriſtliche Sonntagsfeier; 

3) die Aufrechterhaltung der Ordnung beim öffentlichen Gottes dienſte ; 

4) die Aufnahme in die Gemeinde; 

5) die Führung des Verzeichniſſes der Gemeinde⸗Angehörigen; 

6) die Einleitung zur Wahl der Kirchenvorſteher und der größeren Ge- 
meindevertretung, die Aufſtellung der Wählerliſte und die Theilnahme 
an dieſen Wahlen nach Maaßgabe der näheren Beſtimmungen der 
Kirchenordnung; 

7) die Ernennung, Ueberwachung und Entlaſſung der niederen Kirchendiener 
(Kirchenrechner, Organiſten, Küſter, Kirchendiener, Kalkanten, Läuter ac,), 
ſoweit nicht wohlerworbene Rechte entgegenſtehen oder jene Aemter mit 
einem Schulamte verbunden find; n 
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8) die Verwaltung des Pfarr- und Kirchenvermögens nach Maaßgabe der 
Geſetze 5 | 

9) die Leitung der kirchlichen Armen⸗ und Krankenpflege; 

10) die Ueberwachung der religiöſen Erziehung der Jugend in der Gemeinde; 

11) die Vertretung der Gemeinde nach Außen, insbeſondere auf der Kreis⸗ 
ſynode und den Behörden gegenüber. 


Zur Gültigkeit der ſchriftlichen Willenserklärung eines Kirchenvorſtandes 
in Rechtsangelegenheiten bedarf es der Unterſchrift des Vorſitzenden oder deſſen 
Stellvertreters und zweier Kirchenvorſteher. Durch die Unterſchrift wird bekundet, 
daß der dem Akt zu Grunde liegende Beſchluß ordnungsmäßig gefaßt worden. 
Eine in dieſer Form abgegebene Erklärung gilt Dritten gegenüber ohne Weiteres 
als rechtsverbindlich. en 


$. 13. 

Der Kirchenvorſtand kann zur Ausübung der kirchlichen Armen⸗ und 
Krankenpflege ſich durch Diakonen und Diakoniſſen unterſtützen laſſen und hat 
bis zur geſetzlichen Ordnung der kirchlichen Armenpflege die desfalls beabſichtigten 
Einrichtungen der Beſtätigung des Konſiſtoriums zu unterbreiten. ö 


§. 14. 


Ein Kirchenvorſteher kann wegen unwürdigen Verhaltens oder beharr⸗ 
licher Vernachläſſigung ſeines Amtes des letzteren entſetzt werden. Die Ent⸗ 
ſetzung wird, nachdem dem Beſchuldigten Gelegenheit zu ſeiner Vertheidigung 
gegeben worden iſt, auf erfolgte Anhörung des Kirchenvorſtandes und des Vor⸗ 
ſtandes der Kreisſynode, durch das Konſiſtorium verfügt, welches in dringenden 
Fällen auch zur vorläufigen Suspenſion des Kirchenvorſtehers ermächtigt iſt. 

Gegen die von dem Konſiſtorium verfügte Entſetzung ſteht dem Betroffe⸗ 
nen das Recht der Beſchwerde bei der vorgeſetzten Kirchenbehörde zu. Die Be⸗ 
ſchwerde muß aber binnen vierzehn Tagen präkluſtpiſcher Friſt eingelegt werden 
und hat keine aufſchiebende Wirkung. 

Eine endgültig verfügte Entſetzung macht den Betreffenden für immer 
zum Kirchenvorſteher⸗Amte unfähig und entzieht ihm auf ſechs Jahre das Wahl⸗ 
recht und die Wählbarkeit zu kirchlichen Aemtern. 


. III. Von den groͤßeren Gemeindevertretungen. 


$. 15. 


Jede evangeliſche Kirchengemeinde erhält außer dem Kirchenvorſtande eine 
größere Gemeindevertretung. 

In Gemeinden unter 500 Seelen werden die Rechte der größeren Ge⸗ 
1 tung von allen ſtimmfähigen Gemeinde⸗Angehörigen (§. 17.) aus⸗ 
geübt. 5 5 

In Gemeinden von 500 bis inkl. 1000 Seelen werden 20 Vertreter, 
von 1000 bis inkl. 2000 Seelen 24 Vertreter, von 2000 bis 5000 en 
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40 Vertreter, in Gemeinden mit mehr als 5000 Seelen 60 Vertreter auf acht 


Jahre 19 a 

Umfaßt eine Pfarrgemeinde mehrere Kirchengemeinden, ſo werden Behufs 
Erledigung der gemeinſchaftlichen Angelegenheiten die einzelnen Gemeindevertre⸗ 
tungen zur gemeinſamen Verſammlung an den Pfarrort berufen. 

Werden hierbei Kirchengemeinden vereinigt, von denen die eine über, die 
andere unter 500 Seelen zählt, ſo muß zu dieſem Zweck auch für die letztere 
nach Verhältniß eine beſondere Gemeindevertretung gewählt werden, 


8 §. 16. 
Die größere Gemeindevertretung wählt in Gemeinſchaft mit dem Kirchen⸗ 


vorſtande die Kirchenvorſteher. 


In folgenden die Verwaltung des Pfarr- und Kirchenvermögens betreffen⸗ 
den Fällen bedürfen die Beſchlüſſe des Kirchenvorſtandes, vorbehaltlich der nach 
den beſtehenden Geſetzen erforderlichen höheren Genehmigung, der Zuſtimmung 
der größeren Gemeindevertretung: 

1) bei Verwendung von Grundſtock⸗Vermögen zur Beſtreitung laufender 
Ausgaben, ſowie bei Aufnahme von Kapitalien, 

2) bei allen Verträgen, welche die freiwillige Veräußerung, Belaſtung oder 
Entlaſtung des Grundeigenthums betreffen; 

3) bei Neubauten und allen dieſen gleich zu achtenden Reparaturen der 
Kirchen⸗ und Pfarrgebäude, welche auf Koſten der Kirchenkaſſe aus⸗ 
geführt werden follen, ſofern nicht über die Nothwendigkeit des Baues 
von der zuſtändigen Behörde bereits endgültig entſchieden iſt 

4) bei Feſtſetzung des Betrages der zu erhebenden Kirchenſteuer g 

5) bei allen Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe zur Dotirung neuer Stelle 
für den Dienſt der Gemeinde, wie zur dauernden Verbeſſerung des Ein⸗ 
kommens der beſtehenden ) 

6) bei allen Bewilligungen aus der Kirchenkaſſe an andere Gemeinden, oder 
zur Unterſtützung chriſtlicher Vereine und Anſtalten außerhalb der Ge⸗ 
meinde, ſofern der Betrag fünf Thaler überſteigt. 

Daneben ſteht dem Kirchenvorſtande frei, auch in inneren Angelegenheiten, 
wo es ihm angemeſſen ſcheint, die Unterſtützung der Gemeindevertrekung in An⸗ 
ſpruch zu nehmen. f 


95 1 


Wähler dieſer Vertreter ſind alle volljährigen, ſelbſtſtändigen Gemeinde⸗ 
Angehörigen männlichen Geſchlechts, welche wenigſtens ein halbes Jahr in der 
Gemeinde wohnen, und denen nicht das Wahlrecht durch einen förmlichen Be⸗ 
ſchluß des Kirchenvorſtandes oder die Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte 
durch richterliches Urtheil entzogen worden iſt. 

Als ſelbſtſtändig gilt derjenige, welcher entweder ein öffentliches Amt be⸗ 
kleidet, oder einem eigenen Geſchäfte vorſteht, oder eine eigene Haushaltung hat, 
oder als Sohn einer Wittwe deren Geſchäft führt. 

Jahrgang 1869. (Nr. 7500.) 138 §. 18. 
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§. 18. 10 

Wählbar zu Vertretern der Gemeinde find die im $. 17. genannten Ge⸗ 

meinde⸗Angehörigen, welche einen ehrbaren Lebenswandel führen, einen guten 
Ruf haben und an den kirchlichen Gnadenmitteln Theil nehmen. 


$. 19. 


Die Wahl der größeren e e e nach Maaßgabe der 
Wahlordnung unter Leitung des Vorſitzenden des Kirchenvorſtandes. 

Wo die örtlichen Verhältniſſe dies zweckmäßig erſcheinen laſſen, kann auf 
Beſchluß des Kirchenvorſtandes und mit Genehmigung des Vorſtandes der 
Kreisſynode eine Vertheilung der zu wählenden Vertreter auf einzelne Abthei⸗ 
lungen der Gemeinde erfolgen. 

Ueber die formelle Prüfung des Wahlverfahrens, die Verkündigung der 
Erwählten, die Zuläſſigkeit und die Erledigung von Einſprüchen gegen die Wahl 
gelten die im §. 10. hinſichtlich des Kirchenvorſtandes getroffenen Beſtimmungen. 


$. 20. 

Wer ohne erheblichen Grund, worüber der Kirchenvorſtand entſcheidet, die 
Annahme der Wahl zum Vertreter verweigert, verliert für ein Jahr das Wahl⸗ 
recht und die Wählbarkeit zu kirchlichen Aemtern. 

Wenn während der Amtsdauer ein Vertreter mit Tode abgeht, oder die 
Gemeinde verläßt, oder in den Kirchenvorſtand gewählt wird, oder ſeine Quali⸗ 
fikation verliert, worüber auf Antrag des Kirchenvorſtandes in erſter Inſtanz 
der Vorſtand der Kreisſynode, in zweiter Inſtanz das Konfiftorium nach Maaß⸗ 
gabe des F. 10. entſcheidet, jo wird deſſen Stelle in der erſten Sitzung der 
größeren Gemeindevertretung durch eine neue Wahl in der Art wieder beſetzt, 
daß der neu Gewählte die Stelle ſeines Vorgängers bis zu dem Zeitpunkte be⸗ 
hält, wo letzterer durch den regelmäßigen Wechſel ausgeſchieden ſein würde. 


Sa 


Von den gewählten Mitgliedern der größeren Gemeindevertretung ſcheidet 
alle vier Jahre die Hälfte aus und wird durch Neuwahl, welche auf die Aus⸗ 
geſchiedenen fallen kann, erſetzt. a a 


9. 725 


Die größere Gemeindevertretung beſchließt in Gemeinſchaft mit dem Kirchen⸗ 
vorſtande. Der Vorſitzende des Kirchenvorſtandes iſt zugleich Vorſitzender der 
größeren Gemeindevertretung. Er beruft die Gemeindevertretung mit Angabe 
der Tagesordnung. g N 

ie Einladung muß wenigſtens am Tage vorher in der vom Kirchen⸗ 
vorſtande vorgeſchriebenen Form, ſie kann aber auch durch Verkündigung bei 
dem öffentlichen Gottesdienſt erfolgen. Zur Beſchlußfähigkeit iſt die Anweſenheit 
der abſoluten Majorität des aus dem Kirchenvorſtande und der größeren Gemeinde⸗ 
vertretung beſtehenden Kollegiums nöthig. Die Entſcheidung erfolgt nach Stimmen⸗ 
mehrheit. Bei Gleichheit der Stimmen giebt die Stimme des Vorſitzenden den 
Ausſchlag, 
Kommt 
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5 Kommt auf die erſte ordnungsmäßig erlaſſene Einladung eine beſchluß⸗ 
fähige Verſammlung nicht zu Stande, ſo haben die in einer, nach Ablauf einer 
Woche zu veranſtaltenden, zweiten Verſammlung Erſchienenen ohne Rückſicht auf 
ihre Zahl das Recht der Entſcheidung. 

Ueber die Verhandlungen des Kollegiums wird ein in das Protokollbuch 
einzutragendes Protokoll geführt, welches vorzuleſen und von dem Vorſitzenden, 
dem erwählten Protokollführer, ſowie zwei weiteren Mitgliedern des Kollegiums 
zu unterzeichnen iſt. N 9 85 

23. 


Eine Verſammlung der Gemeindevertreter, welche beharrlich ihre Pflichten 
vernachläſſigt oder verweigert, iſt vom Konſiſtorium aufzulöſen. 

Bis zur Neuwahl der Gemeindevertretung gehen die Rechte der größeren 
Gemeindevertretung auf den Kirchenvorſtand über. Ein Gleiches findet ſtatt, ſo 
lange eine ordnungsmäßige Wahl der Gemeindevertretung nicht zu Stande kommt. 


IV. Schlußbeſtimmungen. 


§. 24. 

Beſtehen in einer Gemeinde herkömmlich beſondere, die Kirchenordnung 
ergänzende, näher beſtimmende oder modiftzirende Einrichtungen, deren Anerken⸗ 
nung fie wünſcht, oder fühlt fie fonft das Bedürfniß, neue eigenthümliche Ein⸗ 
richtungen zu treffen, ſo können ſolche zu einer ſtatutariſchen Beſtimmung, oder, 
inſofern ſie Gemeindeangelegenheiten im Ganzen betreffen zu einem förmlichen 
Gemeindeſtatut zuſammengefaßt werden. Es iſt deshalb nach Vorberathung und 
auf Antrag des Kirchenvorſtandes ein Beſchluß der Gemeindevertretung zu faſſen 
und für denſelben, nach vorgängiger Begutachtung durch die Kreisſynode, die 
Anerkennung der Konſiſtorial⸗Bezirksſynode: daß die ſtatutariſche Beſtimmung 
zweckmäßig und weſentlichen Beſtimmungen der Kirchenordnung nicht zuwider ſei, 
ſowie die ſchließliche Beſtätigung des Konfiftoriums nachzuſuchen. 

i n u ii $. 25. | 

Die Wahlordnung für den Kirchenvorſtand und für die größere Gemeinde⸗ 
vertretung, ſowie die Geſchäftsordnung für den Kirchenvorſtand wird von der 
Bezirksſynode feſtgeſtellt. Bis dahin erfolgen die Wahlen nach Maaßgabe der 
von dem Konſiſtorium zu treffenden vorläufigen Beſtimmungen, und regelt ſich 
der Geſchäftsgang bei dem Kirchenvorſtande nach der für die bisherigen Kirchen— 
vorſtände geltenden Inſtruktion, ſoweit dieſelbe nicht mit der neuen Kirchen⸗ 
ordnung in Widerſpruch ſteht. 
ö 1 : $. 26. 

Bis zum Zuſammentritt der Synoden werden die in der Kirchenordnung 
dem Vorſtande der Kreisſynode übertragenen Attribute von dem Dekan, die 
Funktionen der Kreis- und Bezirksſynode von dem Konſiſtorium verwaltet. 


N $ 27 f 
Der ſeitherige Kirchenvorſtand hat die Anzahl der für die Gemeinde zu 
(Nr. 7500) be⸗ 


— 1032 — 


beſtellenden Kirchenvorſteher, ſowie deren etwaige Vertheilung auf die einzelnen 
Ortſchaften dem zuſtändigen Dekan in Vorſchlag zu bringen, welcher hierüber, 
vorbehaltlich der ſpäteren Regelung durch die Kreisſynode, vorläufige Beſtim⸗ 
mung trifft. s 0 


Zuerſt wird die größere Gemeindevertretung gebildet. Zu dieſem Zwecke 
hat in einer jeden Kirchengemeinde der Kirchenvorſtand ein Verzeichniß der zur 
aktiven Wahl berechtigten Gemeindeangehörigen aufzuſtellen. Demnächſt findet 
unter dem Vorſitze des Pfarrers, welcher die übrigen in der Gemeinde angeſtellten 
Geiſtlichen und den Ortsbürgermeiſter, oder, ſofern derſelbe nicht der evangeliſchen 
Konfeſſion angehört, ein evangeliſches Mitglied des Gemeinderathes bine 
hat, die Wahl der größeren Gemeindevertretung nach Maaßgabe der Wah 

ordnung ſtatt. 9.20 b 


Nachdem die größere Gemeindevertretung gebildet iſt, werden von ihr in 
Gemeinſchaft mit dem bisherigen Kirchenvorſtande die neuen Kirchenvorſteher 
nach Maaßgabe der Wahlordnung gewählt. 


$. 30 


Sobald die neuen Kirchenvorſtände nach Maaßgabe des F. 5, errichtet find, 


haben die bisherigen Gemeindevertretungen ihre Wirkſamkeit einzuſtellen. 


F. 31. b 

Die Hälfte der bei der erſten Wahl gewählten Mitglieder der größeren 
Gemeindeverkretung, welche nach Ablauf von vier Jahren, und des Kirchen⸗ 
vorſtandes, welche nach Ablauf von drei Jahren auszuſcheiden hat ($$, 7. und 
21), wird durch das Loos beſtinumt. ö a 


e = 
Die en de Verordnung findet auf die für beſtimmte Klaſſen von 


Perſonen beſtehenden Gemeinden (Militairgemeinden, Anſtaltsgemeinden u. a. m.) 
keine Anwendung. ̃ 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
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